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Garantderegelung des ZGB die Äquivalenz von Leistung 
(Ware) und Gegenleistung (Kaufpreis) zum Ausgangspunkt 
hat und diese Äquivalenz sichern bzw. ggf. wieder hersteilen 
soll.

Mit der Realisierung dieser rechtspolitischen Zielstellung 
leistet das sozialistische Zivilrecht einen wichtigen Beitrag 
zur Durchsetzung des Leistungsprinzips bei der Versorgung 
der Bürger mit Konsumgütern und zur Gewährleistung der 
Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik unter den Bedin­
gungen der 80er Jahre. Hinsichtlich der Beurteilung des Ge­
brauchswerts führt die Beachtung der Äquivalenz dazu, daß 
gleiche Eigenschaften von Waren unterschiedlicher Preisklas­
sen in dem einen Fall als Sachmangel und in einem anderen 
Fall als Eigenschaft einer Ware qualifiziert werden können 
und müssen, die keine Garantieansprüche begründet.

Ohne auch nur die geringsten Abstriche von dem Beitrag 
machen zu wollen, der dem Zivilrecht zur Sicherung und Er­
höhung der Qualität von Erzeugnissen möglich ist2, muß vor 
einer Überforderung der Garantderegelung gewarnt werden, 
die dann eintreten könnte, wenn die Ausgangsposition des In­
stituts der Garantie außer acht gelassen würde.

Die Qualität der Konsumgüter wird von einem ganzen 
Komplex von Faktoren bestimmt und muß vor allem in For­
schung, Entwicklung und Produktion der Konsumgüter stän­
dig gesichert und weiterentwdckelt werden.3 Eine extensive 
Auslegung (und Anwendung) des Sachmangelbegriffs, die 
vom Vergleich mit den nationalen und internationalen Spit­
zenqualitäten ausgeht und diese mechanistisch zum Maßstab 
nimmt, wird der Komplexität der Qualitätssicherung und 
-entwicklung nicht gerecht und läßt unbeachtet, daß die Dif­
ferenzierung der Waren nach Preisklassen ihre Grundlage 
in einer differenzierten Qualität hat. Wenn demzufolge dem 
differenzierten Bedarf der Bürger mit differenzierten Ge­
brauchswerten und Preisklassen am besten entsprochen wer­
den kann, dann muß die Feststellung des Vorliegens oder 
Nichtvorliegens eines Mangels i. S. der Garantieregelung des 
ZGB diejenigen Parameter 'berücksichtigen, die für die Ge­
brauchswert- und Preisklasse gelten, der die betreffende 
Ware zugehört.

Informations- und Beratungspflicht
bei gerätetypischen Eigenschaften der Ware

An die differenzierte Kennzeichnung der auch für die Garan­
tie maßgeblichen Warenparameter muß die Informations- und 
Beratungspflicht des Handels (und der Dienstleistungsbe­
triebe) anknüpfen. Die in § 137 ZGB genannten Rechtspflich­
ten der Verkäufer erfahren dadurch hinsichtlich Inhalt und 
Umfang eine erhebliche Ausweitung. Die Beratungs- und In­
formationspflicht muß z. B. notwendigerweise den Gebrauchs­
wert- und den Preisvergleich der Waren einschließen. Im 
Konfliktfall werden natürlich auch höhere Anforderungen an 
die gerichtliche Sachaufklärung und an die gutachterliche Tä­
tigkeit gestellt.

Das Bezirksgericht Gera 'hat, gestützt auf die Stellung­
nahme des ASMW und der GHG Technik, im konkreten Fall 
das Vorliegen eines Sachmangels verneint.4 Da kein Mangel 
vorlag, war zu prüfen, ob wegen ihrer Bedeutung für die (dem 
normalerweise vorgesehenen Verwendungszweck entspre­
chende) Gebrauchsfähigkeit der Ware der Verkäufer den Kun­
den über die genannte „gerätetypische Eigenschaft“ des Kas­
settentonbandgeräts notwendigerweise informieren und bera­
ten mußte. Dies wurde in den Stellungnahmen des ASMW und 
der GHG Technik bejaht.

Weiter war darüber zu befinden, ob die objektiv mangel­
hafte Information und Beratung des Käufers bei diesem einen 
Irrtum über den Inhalt seiner Erklärung5 6 hervorgerufen und 
somit ein Willensmangel auf Seiten des Käufers beim Ab­
schluß des Kaufvertrags Vorgelegen hat. Indem das Bezirks­
gericht Gera dies bejahte und deshalb der Anfechtung des 
Kaufvertrags stattgab, bestätigte es auch den Grundsatz, daß 
die Verletzung vorvertraglicher Pflichten dann zur Anfech­
tung berechtigt, wenn sie für Willensmängel beim Vertrags­
abschluß ursächlich ist.

Anfechtungsmöglichkeiten bei Verletzung 
der Informations- und Beratungspflicht

De lege lata sind in den Fällen der mangelhaften Information 
und Beratung Garantieansprüche, Schadenersatzansprüche 
und — wenn die Voraussetzungen des § 70 Abs. 1 ZGB vorlie­
gen — die Anfechtung vorgesehen. Diese richtige und notwen­
dige Position stellt J. Klinkert (a. a. O., S. 130) in Frage, wenn 
er für die Verletzung der Informations- und Beratungspflicht

nur in den Fällen, wo sich diese als arglistige Täuschung oder 
als rechtswidrige Drohung darstellt, die Anfechtung für ge­
rechtfertigt ansieht, ansonsten aber die Anwendung dieser 
Sanktion generell und nicht nur bei gleichzeitigem Vorliegen 
eines Sachmangels ausschließt. Bis ist aber u. E. nicht einzuse­
hen, warum der Käufer einer nicht mit einem Sachmangel be­
hafteten Ware, der bei Kenntnis aller Umstände, z. B. der 
Beschaffenheit und gerätetypischen Spezifik, den Kaufver­
trag nicht abgeschlossen hätte, keine Anfechtungsmöglichkeit 
haben soll.

Zuzustimmen ist J. Klinkert (a. a. O., S. 151), wenn er trotz 
Vorliegens eines Sachmangels und der Möglichkeit, mit der 
Inanspruchnahme von Garantierechten darauf zu reagieren, 
ein Anfechtungsrecht desjenigen Käufers bejaht, der vom 
Verkäufer über die Qualität der Ware arglistig getäuscht 
wurde. Eine nach § 159 Abs. 2 ZGB mögliche Vereinbarung 
über den Ausschluß der Garantie bei gebrauchten Waren ist 
bei arglistigem Verschweigen bekannter oder vermuteter 
Mängel durch den Verkäufer wegen Verstoßes gegen die 
Grundsätze der sozialistischen Moral nach § 68 Abs. 1 Ziff. 2 
Abs. 2 ZGB nichtig®, so daß der Käufer trotz Garantieaus­
schlusses wahlweise Garantieansprüche geltend machen oder 
den Kaufvertrag anfechten kann. Wer also bewußt — durch 
arglistige Täuschung — seine Pflicht zur qualitätsgerechten 
Leistung verletzt, kann sich weder auf einen vertraglichen 
Garantieausschluß berufen, noch kann er durch Ablauf der 
Garantiezeit von der Verantwortlichkeit frei werden. Das 
vierjährige Anfechtungsrecht des Käufers (§ 70 Abs. 2 ZGB) 
ist in solchen Fällen eine angemessene Reaktion und Sank­
tion.

Zum Rechtsanwendungsgrundsatz
„Die spezielle Vorschrift geht der allgemeinen vor“

Unter Hinweis auf die notwendige Geltung des Rechtsanwen­
dungsgrundsatzes „Die spezielle Vorschrift geht der allge­
meinen vor“ zieht J. Klinkert über den von ihm zum Aus­
gang genommenen Einzelfall hinaus generelle Schlußfolgerun­
gen zum Verhältnis von Anfechtungs- und Garantieregelun­
gen, denen — wie vorstehend dargelegt worden ist — 
weitgehend widersprochen werden muß.

Bedeutsam ist jedoch die Frage nach der im spezifischen 
Fall anzuwendenden Rechtsnorm in mehrerlei Hinsicht: Vor­
aussetzung der Heranziehung des genannten Rechtsanwen­
dungsgrundsatzes ist, daß die tatsächlichen Sachverhalte, auf 
die die spezielle oder die allgemeine Vorschrift angewandt 
werden soll, gleichartiger Natur sind und einen unterschied­
lichen Konkretheitsgräd haben, was die Problematik der „ver­
tikalen Spezifik der Rechtsanwendung“ (J. Klinkert, a. a. O., 
S. 151) überhaupt bedingt. Das heißt, die zur Auswahl stehen­
den Normen haben zwar eine gleiche Spezifik, weisen aber 
einen unterschiedlichen Abstraktionsgrad auf, z. B. § 70 zu 
§ 374 ZGB oder § 84 zu den §§ 148 ff. ZGB. Die Nichtbeachtung 
der regelungstechnischen „vertikalen“ Spezifik hätte zur 
Folge, daß die mit den Rechtsnormen zu verwirklichende spe­
zifische soziale Zielstellung für die Gestaltung der gesell­
schaftlichen Beziehungen nicht oder nicht umfassend realisiert 
würde.

In dem vom Bezirksgericht Gera entschiedenen Fall war 
jedoch weder eine Frage der vertikalen noch eine der hori­
zontalen Spezifik zu klären. Bei der horizontalen, sachlichen 
Spezifik geht es um die Unterschiede in bezug auf den Rege­
lungsgegenstand und die sozialen Ziele. § 70 ZGB einerseits 
und die §•§ 84, 148 ff. ZGB andererseits haben aber eine deut­
lich unterschiedliche sachliche Spezifik. Zum einen geht es um 
Willensmängel bei Willenserklärungen und deren Rechtsfol­
gen, zum anderen um eine nicht qualitätsgerechte Leistung 
und deren Rechtsfolgen. Unseres Erachtens können jedoch 
Normen mit unterschiedlicher sachlicher (oder horizontaler) 
Spezifik nicht zueinander im Verhältnis von lex specialis zu 
lex generalis stehen.
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